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BERUFSRECHT / TITELTHEMA

Der Widerruf der Approbation 

setzt nach §§ 5 Abs. 2, Satz 1, 3 Abs. 1 

Nr. 2 BÄO voraus, dass sich der Arzt 

nachträglich als unzuverlässig oder 

als unwürdig zur Ausübung des Arzt-

berufs erwiesen hat. Liegen diese 

Voraussetzungen einzeln oder kumu-

lativ vor, muss die Verwaltungsbehör-

de handeln und hat kein Ermessen. 

Zuständig ist gemäß § 12 Abs. 4 BÄO 

grundsätzlich eine Behörde des Lan-

Der Widerruf und das Ruhen der  
Approbation
Klaus Ellbogen, Potsdam1

Nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BÄO ist die Approbation zu widerrufen, 

wenn nachträglich die Voraussetzung nach § 3 Abs. 1 Satz 1  

Nr. 2 BÄO weggefallen ist2. Dies ist der Fall, wenn sich der Arzt 

eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich seine Un-

würdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des ärztlichen 

Berufs ergibt3. Vor dieser Entscheidung kann nach § 6 Abs. 1 

Nr. 1 BÄO u.a. bereits dann das Ruhen der Approbation ange-

ordnet werden, wenn gegen den Arzt wegen des Verdachts einer 

Straftat, aus der sich seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässig-

keit zur Ausübung des ärztlichen Berufs ergeben kann, ein 

Strafverfahren eingeleitet ist. Im Folgenden sollen die Voraus-

setzungen dieser Normen erläutert und Beispiele aus der Pra-

xis hierzu dargestellt werden.

des, in dem der ärztliche Beruf aus-

geübt wird oder zuletzt ausgeübt 

worden ist. Welche Behörde speziell 

zuständig ist, haben die einzelnen 

Bundesländer auf dem Verordnungs-

wege geregelt4.

1. Unzuverlässigkeit

Unzuverlässigkeit ist gegeben, wenn 

der Betroffene künftig seine berufli-

chen Pflichten mutmaßlich nicht zu-

verlässig erfüllen wird5. Eine „Unzu-

verlässigkeit“ ist also dann zu beja-

hen, wenn Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, der Arzt werde in  

Zukunft die berufsspezifischen Vor-

schriften und Pflichten nicht beach-

ten. Bei der hier anzustellenden  

Prognose ist auf die jeweilige Situa-

tion des Arztes im insoweit maßgeb-

lichen Zeitpunkt, nämlich des Ab-

schlusses des Widerspruchsverfah-

rens, abzustellen, sowie auf seinen 

vor allem durch die Art, Schwere und 

Zahl der Verstöße gegen die Berufs-

pflichten manifest gewordenen Cha-

rakter. Ausschlaggebend für die Pro-

gnose der Zuverlässigkeit ist die 

Würdigung der gesamten Persönlich-

keit des Arztes und seiner Lebens-

umstände auf der Grundlage der 

Sachlage im Zeitpunkt des Abschlus-

ses des Verwaltungsverfahrens6.

Inwieweit sog. Wohlverhalten – al-

so straf- bzw. beanstandungsfreies 

Agieren – des Arztes nach Beginn des 

Verwaltungs- bzw. des Strafverfah-

rens sich positiv auf die zu erstellen-

de Prognose auswirkt, wird von den 
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1 	 Dr. jur. Klaus Ellbogen, Potsdam

2	 Die Bundesärzteordnung kennt neben dem 
Widerruf auch die Rücknahme der Approba-
tion als weitere Entziehungsmöglichkeit  
(§ 5 Abs. 1 BÄO). Praktisch bedeutsamster 
Fall der Rücknahme ist, dass sich nachträg-
lich herausstellt, dass die Zugangsvorausset-
zungen für die Approbationserteilung nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 4 BÄO schon bei der Erteilung 
nicht vorlagen.

3 	 Diese Möglichkeit besteht unter denselben 
Voraussetzungen auch gegenüber Apothe-

kern gemäß §§ 6 Abs. 2, 4 Abs. 1 Nr. 1,  Nr. 2 
Bundes-Apothekerordnung: BVerwG, NJW 
2003, 913 sowie gegenüber Tierärzten – § 8 
Abs. 1 Nr. 1 Bundestierärzteordnung: OVG 
NW, MedR 1993, 355.

4 	 z.B. in NRW durch § 1 der Zuständigkeits-
sverordnung Heilberufe vom 20.5.2008, 
GV.NRW 2008, S. 458.

5 	 Bay VGH, ArztR 2011, 183, 184

6 	 BVerwG, NJW 1998, 2756 = ArztR 1998, 200
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Gerichten unterschiedlich beurteilt. 

Überwiegend geht man aber davon 

aus, dass ein Wohlverhalten infolge 

des Drucks des Strafverfahrens kei-

ne Rückschlüsse auf eine nachhalti-

ge Einstellungs- und Verhaltensän-

derung zulässt7.

2. Unwürdigkeit

Unwürdigkeit ist gegeben, wenn 

der Arzt durch sein Verhalten nicht 

mehr das Ansehen und das Vertrauen 

besitzt, das für die Ausübung seines 

Berufes erforderlich ist. Diese Fest-

stellung setzt ein schwerwiegendes 

Fehlverhalten des Arztes voraus, wel-

ches bei Würdigung aller Umstände 

seine Berufsausübung untragbar er-

scheinen lässt8. Dabei wird auch 

nicht auf den zufälligen Umstand ab-

gestellt, inwieweit das Fehlverhalten 

des Arztes in der Öffentlichkeit be-

kannt geworden ist. Dies ist tatsäch-

lich irrelevant. Auch die Vorstellung, 

etwa durch eine bloße Praxisverle-

gung die Berufsunwürdigkeit ausräu-

men zu können, wäre mit dem Schutz-

zweck dieses Entziehungstatbestan-

des unvereinbar. Entscheidend ist, 

ob das Verhalten des Arztes für jeden 

billig und gerecht Denkenden als 

Zerstörung der für die ärztliche Tä-

tigkeit unverzichtbaren Vertrauens-

basis erscheint9. 

a) Kriterien der Unwürdigkeit

Vom Arzt wird nicht nur eine sorg-

fältige Behandlung seiner Patienten 

erwartet, sondern auch eine sonst in 

jeder Hinsicht einwandfreie Berufs-

ausübung10. Die Unwürdigkeit eines 

Arztes wird allerdings nicht nur an-

hand seines Verhaltens im Kernbe-

reich der ärztlichen Tätigkeit beur-

teilt. Relevant und gewürdigt werden 

auch berufsbezogene, d.h. mit der  

eigentlichen ärztlichen Tätigkeit in 

nahem Zusammenhang stehende 

Handlungen und Unterlassungen. 

Darüber hinaus werden sogar, abhän-

gig von der Schwere des Delikts, 

Straftaten außerhalb des berufli-

chen Wirkungskreises berücksich-

tigt. Die Unwürdigkeit kann sich also 

auch aus solchen Straftaten ergeben, 

welche nicht die Verletzung ärztli-

cher Pflichten betreffen11. Zwar mag 

den Angehörigen der Heilberufe 

heute nicht mehr in jeder Beziehung 

eine integere Lebensführung aufer-

legt sein12 und allein etwa die Bege-

hung eines (einzelnen) Vermögens-

delikts durch einen Arzt noch nicht 

zu dessen Unwürdigkeit führen. Un-

würdigkeit ist aber jedenfalls dann 

zu bejahen, wenn der Arzt vorsätzlich 

eine schwere, gemeingefährliche 

oder gemeinschädliche oder gegen 

die Person gerichtete, von der Allge-

meinheit besonders missbilligte, eh-

renrührige Straftat begangen hat13.

In einem vom OVG Lüneburg ent-

schiedenen Fall hatte ein Augenarzt 

über 10 Jahre lang Einnahmen sei-

ner Praxis in erheblichem Umfang 

nicht versteuert und wurde deswe-

gen wegen Steuerhinterziehung ver-

urteilt. Dieses nicht berufsbezogene 

Fehlverhalten des Arztes rechtfertig-

te nach Auffassung des OVG auch die 

Entziehung der Approbation. Aller-

dings gelten bei nicht berufsbezoge-

nen Straftaten strengere Maßstäbe 

und nicht jedes Steuervergehen 

führt zum Verlust der Approbation14. 

Nur ein schwerwiegendes, beharrli-

ches steuerliches Fehlverhalten 

rechtfertigt die Annahme, der Appro-

bierte setze sich im eigenen finanzi-

ellen Interesse in einem solchem Ma-

ße auch über strafbewehrte, im Inte-

resse der Allgemeinheit bestehende 

Bestimmungen hinweg, dass er schon 

deshalb als Arzt untragbar ist15. Im 

entschiedenen Fall folgte die Ein-

schätzung der Unwürdigkeit auch 

aus der Schlussfolgerung, dass der 

Arzt angesichts seiner Steuerhinter-

ziehung wohl vorrangig an seiner ei-

genen finanziellen Lage orientiert 

war und nicht am Wohl seiner Patien-

ten (vgl. auch § 1 Abs. 1 BÄO).

Als Grund für dieses sehr umfas-

sende und weitreichende Verständ-

nis der Berufswürdigkeit wird das 

wichtige Gemeinschaftsgut der 

Volksgesundheit angeführt. Das Ver-

trauensverhältnis zwischen Arzt und 

Patient und darauf aufbauend die 

Gemeinschaftsgüter Gesundheits-

versorgung und Gesundheitsschutz 

(als Ausprägungen der Volksgesund-

heit) sollen geschützt werden. Die 

Erwartung der Bevölkerung ist näm-

lich, dass ein – helfender und heilen-

der – Arzt anderen Personen nicht 

willentlich Schaden zufügt16. Bei 

der Beurteilung der Unwürdigkeit 

kommt es also auch darauf an, ob der 

Betreffende durch sein Verhalten das 

eigene Ansehen und Vertrauen und 

auch das der gesamten Ärzteschaft in 

Misskredit gebracht hat.

Das mutmaßliche künftige Verhal-

ten des Arztes spielt bei der Unwür-

digkeit keine Rolle, sodass auch kei-

ne Wiederholungsgefahr gegeben 

sein muss17. Ausschlaggebend ist die 

Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt 

der letzten Behördenentscheidung.

b) Berücksichtigung von Strafurtei-

len und Strafbefehlen

Als Entscheidungsgrundlage, ob 

eine Unwürdigkeit vorliegt, kann die 

7 	 OVG Saarland, MedR 2006, 661, 668 = ArztR 
2008, 103 – siehe aber auch BSG, ArztR 2007, 
211 ff. im Falle der Zulassungsentziehung 
einer Zahnärztin.

8 	 vgl. BVerwG, NJW 1991, 1557

9 	 BVerwG, Buchholz 418.00 Ärzte Nr. 104 = 
ArztR 2002, 120

10 	Bay VGH, ArztR 2011, 183, 184

11 	OVG NRW, NWVBl. 2003, 233, 234 = ArztR 
2003, 279

12 	so VGH Mannheim, MedR 1983, 36

13 	OVG Lüneburg, MedR 2010, 342, 343; VGH 
Mannheim, NJW 2003, 3647, 3648 = ArztR 
2004, 234

14 	so im Fall OVG NRW, MedR 1994, 72 = ArztR 
1994, 90

15 	OVG Lüneburg, MedR 2010, 578, 579 = ArztR 
2010, 109

16 	vgl. BayVGH, ArztR 2011, 183, 186

17 	vgl. BVerwG, NJW 1993, 806 = ArztR 1993, 
75; VGH Mannheim, NJW 2003, 3647 =  
ArztR 2004, 234; Laufs in Laufs/Kern, Hand-
buch des Arztrechts, 4. Aufl., § 8, Rdnr. 10
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zuständige Verwaltungsbehörde auf 

eventuell bereits ergangene Strafur-

teile – selbst wenn sie nach einer Ver-

fahrensabsprache ergangen sind18 – 

und auch auf Strafbefehle zurück-

greifen. Insbesondere bei bloßen 

Strafbefehlen erscheint dies auf den 

ersten Blick problematisch, da die-

sen kein ordentliches Strafverfahren 

mit einer Hauptverhandlung zugrun-

de liegt, sondern diese vielmehr vom 

Richter nach einem summarischen 

Verfahren erlassen werden (§§ 407 ff. 

StPO). Gleichwohl ergeht ein Straf-

befehl aber erst nach einer tatsächli-

chen und rechtlichen Prüfung durch 

den Richter und erlangt auch die 

Wirkung eines rechtskräftigen Straf-

urteils. Die tatsächlichen und rechtli-

chen Feststellungen des Strafbefehls 

können daher bei der Behördenent-

scheidung Berücksichtigung finden, 

es sei denn, es ergeben sich gewichti-

ge Anhaltspunkte für deren Unrich-

tigkeit19.

In diesem Zusammenhang ist auch 

noch Folgendes zu beachten: Nach  

§ 70 Abs. 1 StGB hat das Strafgericht 

die Möglichkeit ein Berufsverbot an-

zuordnen, wenn jemand u.a. wegen 

einer rechtswidrigen Tat verurteilt 

wurde, die er unter Missbrauch sei-

nes Berufs oder unter grober Verlet-

zung der mit diesem verbundenen 

Pflichten begangen hat. Der Um-

stand, dass das Gericht von dieser 

Möglichkeit keinen Gebrauch ge-

macht hat, hindert die Verwaltungs-

behörde nicht, dem verurteilten  

Arzt gleichwohl die Approbation  

zu entziehen. Hat das Gericht aller-

dings unter allseitiger Würdigung 

des Sachverhalts neben der Strafe 

eine berufsrechtliche Maßregelung 

rechtskräftig verhängt, dann muss 

der Betroffene darauf vertrauen kön-

nen, dass damit dem Interesse der 

Öffentlichkeit in vollem Umfange 

Genüge getan worden ist20.

c) Grundrechtsrelevanz

Die Entziehung der Approbation 

greift offensichtlich schwerwiegend 

in die grundrechtlich geschützte Be-

rufsfreiheit ein (Art. 12 Abs. 1 GG). 

Gleichwohl wird dieser Eingriff von 

der Rechtsprechung für zulässig und 

bei Vorliegen der Voraussetzungen 

für gerechtfertigt gehalten, ohne 

dass es einer weitergehenden Prü-

fung bedarf, ob der Betreffende z.B. 

angesichts seines Alters noch andere 

Möglichkeiten einer beruflichen Tä-

tigkeit hat21. Der stets zu beachtende 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

wird grundsätzlich dadurch gewahrt, 

dass der Betroffene gemäß § 8 BÄO 

die Möglichkeit hat, eine erneute Er-

teilung der Approbation zu beantra-

gen22. Bei der Wiedererteilung ist al-

lerdings zu beachten, dass z.B. bei 

einem Arzt, der wegen Abrechnungs-

betrugs in zahlreichen Fällen und 

über einen mehrjährigen Zeitraum 

verurteilt wurde, ein längerer Reife-

prozess für die Wiedererlangung der 

Zuverlässigkeit erforderlich ist23.

3. Beispiele für die Entziehung der 
Approbation

In den Fällen 1 bis 6 lagen der Appro-

bationsentziehung berufsbezogene 

Straftaten zugrunde. Fälle 7 und 8 be-

legen, dass dies aber nicht ausschließ-

lich so sein muss.

1) 	nach Strafurteilen wegen unter-

lassener Hilfeleistung im Not-

dienst und fehlerhafter Medika-

mentierung sowie Verschreibens 

von Arzneimitteln zu Dopingzwe-

cken24;

2) 	nach Verurteilung wegen Vorteils-

nahme, Untreue und Betrugs25;

3) 	nach Verurteilung wegen mehrfa-

chen (Abrechungs-) Betrugs26;

4) 	nach Verurteilung wegen (sexuel-

ler) Beleidigung27 bzw. sexuellen 

Übergriffen28;

5) 	nach zahlreichen Straftaten (u.a. 

Beleidigung, Körperverletzung, 

Abrechnungsbetrug, Diebstahl) 

die z.T. nach § 153 a StPO einge-

stellt wurden29;

6) 	nach vorsätzlichen Körperverlet-

zungen durch z.T. nicht indizierte 

Impfungen30;

7) 	nach fortgesetzter Steuerhinter-

ziehung31;

8) 	nach Verurteilung wegen Brand-

stiftung32.

Bei der Anordnung des Ruhens der 

Approbation handelt es sich um eine 

vorübergehende Maßnahme, die da-

zu bestimmt ist, in unklaren oder in 

Eilfällen einem Arzt die Ausübung 

ärztlicher Tätigkeit für bestimmte 

oder unbestimmte Zeit zu untersa-

gen, wenn dies im Interesse der All-

gemeinheit und zum Schutz von Pati-

enten geboten ist. Sie ist auch im 

Verhältnis zu den Möglichkeiten der 

Rücknahme und des Widerrufs der 

Approbation nach § 5 BÄO zu sehen 

und erfasst insbesondere die Fälle, 

in denen eine Ungeeignetheit oder 

Unwürdigkeit zur Ausübung des ärzt-

lichen Berufs (noch) nicht endgültig 

feststeht und eine solche vorüberge-

hender Natur in Frage steht33.

Rechtsgrundlage für die Anord-

nung des Ruhens einer Approbation 

ist § 6 BÄO. Dieser lautet:

18 	VGH BW, ArztR 2011, 23

19 	BVerwG, NJW 2003, 913, 915 f.

20 	BVerwG, NJW 1963, 875

21 	OVG NRW, MedR 2009, 751, 752

22 	BVerwG, NJW 1999, 3425, 3426

23 	VG Stuttgart, MedR 2007, 125 = ArztR 2007, 
158

24 	BVerwG vom 9.11.2006, - 3 B 7/06 -

25 	BayVGH, ArztR 2011, 183

26 	BayVGH vom 28.3.2007 - 21 B 04.3153 -

27 	BVerwG, NJW 1999, 3425

28 	VGH BW, ArztR 2011, 23

29 	VGH Mannheim, NVwZ-RR 1995, 203

30 	VGH BW, ArztR 2010, 277

31 	OVG Lüneburg, ArztR 2010, 109

32 	OVG NRW, NWVBl. 2003, 233 = ArztR 2003, 
279

33 	OVG NRW, NJW 2007, 3300
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chen Berufs. Denn der zwanghaft ho-

he und regelmäßige Genuss von Al-

kohol führt unweigerlich zu einer 

erheblichen Gefährdung von Patien-

ten. Beim alkoholkranken Arzt be-

steht die ständige Besorgnis, dass er 

seinen Dienst unter dem Einfluss des 

Suchtmittels ausübt. Von ihm muss 

wegen des suchttypischen Krank-

heitsbilds angenommen werden, 

dass eine charakterliche Umstellung 

nicht zu erwarten ist, sodass die wei-

tere Ausübung des ärztlichen Berufs 

ein Risiko darstellt, das im öffentli-

chen Gesundheitsinteresse nicht hin-

genommen werden kann. Die Glaub-

würdigkeit des ärztlichen Berufs-

stands gebietet daher den Ausschluss 

eines solchen Arztes40.

Die für § 6 Abs. 1 Nr. 3 BÄO erfor-

derlichen Zweifel liegen bereits vor, 

wenn glaubhafte, schlüssige Hinwei-

se gegeben sind, die Rückschlüsse 

auf die gesundheitliche Uneignung 

geben. Das Anordnen des Ruhens der 

Approbation ist aber noch nicht ge-

rechtfertigt, wenn nur anonyme, 

nicht näher substantiierte Anzeigen 

oder fadenscheinige, in sich nicht 

schlüssige Hinweise vorliegen. Insge-

samt neigt die Rechtsprechung aller-

dings dazu, die Anforderungen an 

dieses Tatbestandsmerkmal nicht zu 

überspannen, da der Aufsichtsbehör-

de ein rasches Eingreifen zur präven-

tiven Abwehr konkreter Gefahren 

möglich sein soll41.

3. Grundrechtseingriff

Das Ruhen der Approbation stellt 

ein vorläufiges Berufsverbot dar und 

„(1) Das Ruhen der Approbation kann 

angeordnet werden, wenn

1. gegen den Arzt wegen des Verdachts 

einer Straftat, aus der sich seine Un-

würdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur 

Ausübung des ärztlichen Berufs erge-

ben kann, ein Strafverfahren eingelei-

tet ist,

2. nachträglich die Voraussetzung 

nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weggefallen 

ist,

3. Zweifel bestehen, ob die Vorausset-

zung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 noch 

erfüllt ist und der Arzt sich weigert, sich 

einer von der zuständigen Behörde an-

geordneten amts- oder fachärztlichen 

Untersuchung zu unterziehen oder

4. sich ergibt, dass der Arzt nicht über 

die Kenntnisse der deutschen Sprache 

verfügt, die für die Ausübung der Be-

rufstätigkeit in Deutschland erforder-

lich sind.

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, 

wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr 

vorliegen.

(3) Der Arzt, dessen Approbation 

ruht, darf den ärztlichen Beruf nicht 

ausüben.

(4) Die zuständige Behörde kann zu-

lassen, dass die Praxis eines Arztes, des-

sen Approbation ruht, für einen von ihr 

zu bestimmenden Zeitraum durch ei-

nen anderen Arzt weitergeführt werden 

kann.“

1. Straftatverdacht

§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BÄO ermächtigt die 

Behörde, nach pflichtgemäßen Er-

messen („kann angeordnet werden“) 

schon in dem frühen Stadium der 

Einleitung eines Strafverfahrens zum 

Schutz von Patienten und der Allge-

meinheit vor den mit Wahrscheinlich-

keit von dem Arzt ausgehenden Ge-

fahren rasch einzugreifen. Von der 

Einleitung eines Strafverfahrens ist 

in diesem Zusammenhang bereits 

dann auszugehen, wenn die Staatsan-

waltschaft oder die Polizei eine Maß-

nahme trifft, die erkennbar darauf 

abzielt, gegen jemanden strafgericht-

lich vorzugehen34 (z.B. Vornahme ei-

ner Durchsuchung, § 94 StPO).

Geht die Behörde nach § 6 Abs. 1 

Nr. 1 BÄO vor, kann sich der betroffe-

ne Arzt nicht darauf berufen, dass 

noch keine rechtskräftige Entschei-

dung eines Strafgerichts vorliege 

und deshalb noch nicht abschließend 

geklärt sei, ob und welche Straftaten 

er sich hat zu schulden kommen las-

sen35. Allerdings greift die Vorschrift 

damit in den Anwendungsbereich 

der Unschuldsvermutung ein36. Ein-

schränkend ist daher erforderlich, 

dass die sehr hohe37 Wahrscheinlich-

keit bestehen muss, dass der betrof-

fene Arzt die ihm vorgeworfenen 

Straftaten begangen hat und diese so 

schwerwiegend sind, dass aus ihnen 

auf seine Unzuverlässigkeit oder  

Unwürdigkeit geschlossen werden 

kann38. Die Verwaltungsgerichte sind 

zur Beurteilung dieser Voraussetzun-

gen zu einer eigenständigen Über-

prüfung des Gewichts der strafrecht-

lichen Vorwürfe verpflichtet. Aller-

dings müssen sie deshalb nicht selbst 

in die Erhebung der in Ermittlungs- 

und Strafverfahren aufgebotenen 

Beweise eintreten und quasi einen 

parallelen Strafprozess durchführen. 

2. Fehlende gesundheitliche  
Eignung

Eine gesundheitliche Uneignung39 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3 BÄO) liegt z.B. bei 

einer Alkoholsucht des Arztes vor. 

Diese rechtfertigt als solches bereits 

in aller Regel den Rückschluss auf 

eine bestehende Nichteignung und 

Unfähigkeit zur Ausübung des ärztli-

TITELTHEMA

34 	OVG NRW, MedR 1993, 355

35 	OVG NRW, ArztR 2008, 76

36 	Siehe in diesem Zusammenhang auch 
BVerfG, NJW 1991, 1530, 1531 f.

37 	OVG NRW, NJW 1988, 785 „erhebliche 
Wahrscheinlichkeit“; OVG Lüneburg,  
NVwZ-RR 2003, 349 „hinreichende Wahr-
scheinlichkeit“

38 	OVG Saarland, MedR 2006, 661, 662 = ArztR 
2008, 103

39 siehe in diesem Zusammenhang auch VG 
Berlin, NVwZ-RR 2003, 429 – Hepatitis C 
Erkrankung eines Zahnarztes

40 	OVG Magdeburg, NJW 1999, 3427, 3428; 
VGH Mannheim, NJW 1991, 2366, 2367 f.  = 
ArztR 1992, 137 (Fall eines betäubungsmit-
telsüchtigen Arztes)

41 	OVG Magdeburg, NJW 1999, 3427, 3428

42 	BVerfG, NJW 1977, 892 – vorläufiges Berufs-
verbot gegenüber einem Rechtsanwalt;  
siehe auch BVerfG, NVwZ-RR 2004, 545 =  
ArztR 2005, 23
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greift in den Schutzbereich von Art. 

12 Abs. 1 GG ein. Nach der Recht-

sprechung des BVerfG sind solche 

Eingriffe nur unter strengen Voraus-

setzungen zum Schutz wichtiger Ge-

meinschaftsgüter und unter strikter 

Beachtung des Grundsatzes der Ver-

hältnismäßigkeit statthaft42. Bei § 6 

Abs. 1 Nr. 1 BÄO setzt dies folglich 

die Feststellung voraus, dass diese 

Maßnahme schon vor der Rechts-

kraft der strafgerichtlichen Ent-

scheidung als Präventivmaßnahme 

zur Abwehr konkreter Gefahren für 

wichtige Gemeinschaftsgüter erfor-

derlich ist. Dies ist aus der Sicht der 

letzten mündlichen Verhandlung zu 

beurteilen. Daher ist ein vorläufiges 

Berufsverbot z.B. regelmäßig schon 

dann erforderlich, wenn in tatsächli-

cher Hinsicht hinreichend konkrete 

Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 

ein Arzt bei der Ausübung seines Be-

rufs Straftaten gegen das Leben und/

oder die Gesundheit von Patienten 

begangen hat und die Gefahr einer 

Verletzung dieser Rechtsgüter bei 

einer Fortsetzung der ärztlichen Tä-

tigkeit weiter besteht43.

Auch im Falle von § 6 Abs. 1 Nr. 3 

BÄO muss die Behörde bei ihrer Ent-

scheidung die erheblichen wirt-

schaftlichen Auswirkungen für den 

Arzt berücksichtigen. Andererseits 

spricht aber nichts dagegen, bei § 3 

Abs. 1 Nr. 3 BÄO die überragende Be-

deutung des Schutzes der Patienten-

gesundheit höher zu werten. Die An-

ordnung des Ruhens der Approbati-

on ist ihrer Natur und dem Willen des 

Gesetzgebers nach auf sofortigen 

Vollzug hin angelegt, wenn sie den 

ihr zugedachten Zweck erfüllen soll. 

Mit einer derartigen vorläufigen 

Maßnahme wird bereits nach dem 

Willen des Gesetzes dem Schutz der 

Öffentlichkeit grundsätzlich Vorrang 

gegenüber den Interessen des betrof-

fenen Arztes eingeräumt44. Zudem 

ist zu bedenken, dass die Ruhensent-

scheidung nach § 6 Abs. 2 BÄO aufzu-

heben ist, wenn ihre Voraussetzun-

gen nicht mehr vorliegen. Dies ist z.B. 

der Fall, wenn der Arzt nachweist, 

dass keine gesundheitlichen Beden-

ken mehr vorliegen. 

Generell gilt aber, dass die Behör-

de eine Ruhensanordnung ständig 

unter Kontrolle halten und im Falle 

eines nachträglichen Rechtswidrig-

werdens diese unverzüglich von Amts 

wegen aufheben muss45.

1. Allgemeines

Die zuständige Verwaltungsbehör-

de prüft bei Vorliegen der Vorausset-

zungen von §§ 5, 6 BÄO selbstständig 

oder auf einen Antrag hin, ob die Ap-

probation zu entziehen oder das Ru-

hen derselben anzuordnen ist. Gegen 

die nach Anhörung des Arztes ergan-

gene Entscheidung hat dieser die 

Möglichkeit Widerspruch einzule-

gen. Bleibt dieser erfolglos, muss der 

Arzt den Verwaltungsrechtsweg be-

schreiten.

2. Sofortvollzug

Hat die zuständige Behörde den 

Entzug oder das Ruhen der Approba-

tion angeordnet, hat der Widerspruch 

und die Klage des Arztes hiergegen 

grundsätzlich aufschiebende Wir-

kung, d.h. die Maßnahme wird erst 

mit rechtskräftigen Abschluss des 

Verwaltungsverfahrens bzw. mit 

rechtskräftigem Urteil wirksam, § 80 

Abs. 1 VwGO. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 

4 VwGO entfällt diese aufschiebende 

Wirkung aber in den Fällen, in denen 

die sofortige Vollziehung der Maß-

nahme im öffentlichen Interesse 

oder im überwiegenden Interesse ei-

nes Beteiligten von der Behörde, die 

den Verwaltungsakt erlassen oder 

über den Widerspruch zu entschei-

den hat, besonders angeordnet 

wird46.

Wird also die sofortige Vollziehung 

dieser Maßnahmen angeordnet, 

muss der betroffene Arzt im Rahmen 

des sog. einstweiligen Rechtsschut-

zes hiergegen vorgehen und die  

Anordnung bzw. die Wiederherstel-

lung der aufschiebenden Wirkung 

seines Rechtsmittels beantragen, 

§ 80 Abs. 5 VwGO47.

Der mit dem Widerruf einer Appro-

bation verbundene Eingriff in die 

Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) ist 

im Wege der Anordnung des Sofort-

vollzugs und damit vor Rechtskraft 

des Hauptverfahrens als Präventiv-

maßnahme allerdings nur unter 

strengen Voraussetzungen zur Ab-

wehr konkreter Gefahren für wichti-

ge Gemeinschaftsgüter und unter 

strikter Beachtung des Grundsatzes 

der Verhältnismäßigkeit zulässig48. 

Ob es sich um eine unaufschiebbare 

Maßnahme im Interesse des allge-

meinen Wohls handelt, hängt von ei-

ner Gesamtwürdigung der Umstände 

des Einzelfalls und insbesondere da-

von ab, ob eine weitere Berufstätig-

keit konkrete Gefahren für wichtige 

Gemeinschaftsgüter befürchten 

lässt49. 

Überwiegende öffentliche Belange 

können es ausnahmsweise rechtferti-

gen, den Rechtsschutzanspruch des 

Grundrechtsträgers einstweilen zu-

rückzustellen, um unaufschiebbare 

Maßnahmen im Interesse des allge-

meinen Wohls rechtzeitig in die Wege 

zu leiten. Wegen der gesteigerten 
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43 	OVG Lüneburg, NJW 2004, 1750

44 	vgl. BVerwG, NJW 1998, 2756, 2757 = ArztR 

1998, 200; OVG NRW, NJW 1988, 785, 787; 

NJW 1997, 2470, 2471

45 	OVG Saarland, MedR 2006, 661, 662 f. =  

ArztR 2008, 103
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46 Die gleiche Regelung findet sich in § 86 a 

SGG.

47 Die gleiche Regelung findet sich in § 86 b 

SGG.

48 	BVerfG, NJW 2003, 3618

49 	BVerfG, NJW 2008, 1369 = ArztR 2009, 41
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Eingriffsintensität beim Sofortvoll-

zug einer approbationsrechtlichen 

Maßnahme sind hierfür jedoch nur 

solche Gründe ausreichend, die in 

angemessenem Verhältnis zu der 

Schwere des Eingriffs stehen und die 

ein Zuwarten bis zur Rechtskraft des 

Hauptsacheverfahrens ausschlie-

ßen50.

Bei der Begründung des Sofortvoll-

zugs kann dabei auch auf das Ver-

trauen in die Ärzteschaft insgesamt 

abgestellt werden, das gestört würde, 

wenn es einem unwürdigen Arzt, des-

sen Unwürdigkeit sich z.B. aus einer 

Vielzahl von das Vertrauen seiner  

Patienten missbrauchenden Strafta-

ten herrührt, ermöglicht würde, bis 

zur Rechtskraft der Entscheidung 

über den Widerruf seiner Approbati-

on weiter zu praktizieren. Dieses Ver-

trauen stellt ein besonders wichtiges, 

weil für das Arzt-Patienten-Verhält-

nis konstitutives und damit für die 

ärztliche Versorgung der Bevölke-

rung insgesamt entscheidendes Ge-

meinschaftsgut dar51.

Im Rahmen der Verhältnismäßig-

keitsprüfung müssen auch die wirt-

schaftlichen und persönlichen Aus-

Die Verwaltungsbehörde hat mit 

dem Widerruf der Approbation bzw. 

einer (vorläufigen) Ruhensanord-

nung die Möglichkeit, auf u.a. ge-

mein- und sozialschädliches Verhal-

ten eines Arztes angemessen zu re-

agieren. Wie gezeigt sind die Voraus-

setzungen dieser Maßnahmen aber 

teilweise wertungsgebunden und  

innerhalb der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung nicht unumstritten. 

ArztR
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wirkungen, die sich auf Grund der 

Anordnung des Ruhens der Approba-

tion und der Anordnung der soforti-

gen Vollziehung für den Arzt erge-

ben, berücksichtigt werden. Aller-

dings können diese wirtschaftlichen 

Folgen dadurch gemindert werden, 

dass die Weiterführung der Praxis in 

Form einer Vertretung durch einen 

approbierten Arzt zugelassen wer-

den kann (§ 6 Abs. 4 BÄO). 

Das BVerfG legt hierbei zum Teil 

zugunsten des betroffenen Arztes ei-

nen strengeren Maßstab als die Fach-

gerichte an52. So führte es in einer 

Entscheidung aus, dass im Falle des 

Sofortvollzugs der Anordnung des 

Ruhens der Approbation dem Arzt 

schwere und kaum reparable berufli-

che Nachteile drohten, demgegen-

über aber keine konkreten Gefahren 

durch einen Weiterbetrieb der Praxis 

zu erwarten seien. Da auch konkrete 

Anhaltspunkte dafür fehlten, dass 

der Arzt seine Berufspflichten in 

nächster Zeit verletzen würde, ord-

nete es an, die sofortige Vollziehbar-

keit der Ruhensentscheidung auszu-

setzen53.

	    Zum Sachverhalt:

50 	OVG NRW, NJW 2007, 3300, 3301

51 	VGH Mannheim, NJW 2010, 692, 694 =  
ArztR 2010, 277

52 	vgl. etwa OVG NRW, NJW 2007, 3300, 3301

53	 BVerfG, einstweilige Anordnung vom 
29.12.2004 – 1 BvR 2820/04, siehe auch 
BVerfG, NJW 2003, 3617 (Widerruf einer 
Approbation als Apotheker); BVerfG, ArztR 
2009, 41 sowie BVerfG, ArztR 2011, 205 – 
zum Sofortvollzug einer Zulassungsentzie-
hung (§ 95 Abs. 6= SGB V)
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